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Vierteljähriger Abonnementsprels in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
Porto 2 Thlr. 11½ Sgr. Inſertionsgebühr für den Raum einer 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 
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Nr. 258. Mittag Ausgabe. Verlag von Eduard Trewendt. Donnerstag, den 5. Juni 1862. 


elegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. der Erfolg freilich ftebt nicht in unſerer Macht. Ich ſchließe mit der Bitte] Wahlerlaſſen habe man ja die Nothwendigkeit einer Adreſſe deducirt. (Die 
2 a Bei e er in der Deputir- an das Haus, ſich für Erlaß einer Adreſſe auszuſprechen. Bravo!) Unruhe, gemiſcht mit Heiterkeit, fteigt. Der Präſident ſcheint den Redner 
5 alt 8 18 i die Meinun aufrecht, die Regierung habe Abg. Dr. Waldeck: Ich habe nicht im Nr den die Abſicht, den Ein⸗ nochmals auf den Gegenſtand der Diskuſſion aufmerkſam zu machen; dann 
tenkammer hält Cris vi! nung aufrecht, 0 8 druck der treffenden Wahrheiten, die jo eben Ihr Berichterſtatter ausgefpro: ſei es wohl beſſer, wenn er ſeinen Vortrag abbreche. (Der Redner verläßt 
davon gewußt, daß das Ziel der Expedition jenſeits des Meeres gewe⸗ chen, abzuſchwächen, wenn ich gegen eine Adreſſe ſpreche, und will nur im die Tribüne. Bravo links und Heiterkeit). N } 
ſen und daß dieſelbe Waffen und Geld dazu verſprochen habe. Ra⸗ſvoraus conitatiren, daß das Miniſterium aus dieſer zwieſpaltigen Meinung Abg. Löwe (Herford): Die gegenwärtige Situation gebietet es mehr als 
tazzi leugnete dies und ſagte: Wenn die Regierung Kenntniß von der keinen Schluß ziehe darauf, daß etwa die Einmüthigkeit der liberalen Partei jemals, die Anſicht des Volkes durch eine Adreſſe auszuſprechen. Ich betrete 
Erpediti habt hätte, würde fie jeden Verſuch dazu verhindert ha⸗ in Frage geitellt ſei. (Bravo.) Ich würde gegen die Adreſſe nichts einge⸗ dieſe Tribüne zum erſtenmal, um einem ausdrücklichen dahingehenden Aufs 
eee 8 Bere EHEN ERSTE N., wendet haben, wenn uns nur der Entwurf der Commiſſion, den dieſelbe in trage meiner Wähler nachzukommen. Mein Wahlbezirk iſt vorzugsweiſe von 
ben, weil durch denfelben die Geſetzlichkeit und die internationalen Be- voller Einmüthigkeit aller liberalen Parteien beſchloſſen hat, vorläge. Diele einem felbititändigen Bauernſtande bewobnt; wir tragen das ſtolze Bewußt⸗ 
ziehungen kompromittirt werden konnten. Depretis erklärte, die Ini⸗ e 1 1 A > ip re e r Ent⸗ | fein in ung, ii a. ei ſen A8 1 15 0 > 
iati afnu r Regierung zu. Die Discuffion wird würfe in Frage geſtellt. erdings hängt, wie der Berichterſtatter ſagt, die gebung zum Vaterlande haben fehlen laſſen. Aus unſerem Schoo e iſt no 
. era lands 4 i Frage über das Ob einer Adreſſe mit dem Wie innig zuſammen. Nun hat niemals ein Verrath an König und Vaterland hervorgegangen. (Bravo.) 
morgen f 90 188 { über Aſſoci der Commiſſionsentwurf durchaus nicht eine gewöhnliche Adreſſe beabſichtigt, Uns ſteht es deshalb wohl zu, ein offenes Wort an den König zu richten, 
Ratazzi legte eine Geſezvorlage über lſſociattonen vor. wie fie conſtitutioneller Gebrauch iſt, in dem Sinne, wie dies anfangs Hr. jetzt wo der innere Feind des Landes ſich regt, derſelbe Feind, der im Jahre 
Turin, 3. Juni. In der heutigen Sitzung der Deputirtenzam⸗v. Sybel und jetzt der Entwurf des Abg. v. Vincke beabſichtigt, ſondern eine | 1806 unſer theures Vaterland in unabſehbares Unglück gebracht hat. (Bravo.) 
mer wurde ein Schreiben Garibaldi's verleſen, welches Erläuterun- Kritik der bisherigen Thätigkeit des Miniſteriums, namentlich der von ihm Wir ſehen die Verfaſſung nicht als ein Produkt doctrinärer Begriffe an, 
en über die Vorfälle von Sarnico gab, die Abſicht, die Grenzen zu ausgegangenen Wahlerlaſſe. Eine ſogenannte Antworts⸗Adreſſe will das wir meinen, daß es in der Natur der Sache liegt, daß ein Volk ſeine An⸗ 
9 1 b Et £ d fei litiß ches > Land nicht, wenn es wirklich eine Adreſſe wünſcht. Da in der Eröffnungs⸗ gelegenheiten von einem beſtimmten Geſichstpunkte aus leiten muß. Wir 
überſchreiten, gehabt zu haben, leugnete und fein politiſches Programm rede nicht der König, ſondern feine Regierung zu uns geſprochen hat, ſof kennen nicht die Abſicht einer ac a der königlichen Gewalt an; es 
entwickelte. Ratazzi bezog ſich in feiner Erwiderung auf das Pro- haben wir auch weder Veranlaſſung, noch Befugniß, dieſelbe durch eine an muß eine Harmonie zwiſchen König und olt herbeigeführt werden; denn 
gramm des Minifteriumd und erntete lebhaften Beifall. den König ſelbſt gerichtete Antwort zu erwidern. Dieſem Miniſterium gegen⸗ ein ſolcher Bund hebt die Macht des Königs, und dies iſt ein glüdlicher 
Paris, 5. Juni. Wie es heißt, werden die in Rom verſammelten Bi⸗ über aber iſt überhaupt keine Veranlaſſung zu einer Adreſſe da. Ich würde] Bund. Es iſt daher ein falſches Gerede, welches wir von teactionärer Seite 
ſchöfe eine der weltlichen Souveränetät des Papſtes huldigende Adreſſe un⸗ allerdings, obgleich mir der Commiſſionsentwurf nicht vollſtändig zuia t, hören müſſen, daß durch die Landesvertretung eine Vielregierung entſteht. 
terzeichnen. \ der Adreſſe im Intereſſe der Einigkeit beigeſtimmt haben. Durch den Binde: | Die Vertreter des Volkes ſollen off bekunden, ob überall im Lande ehrlich 
London, 4. Juni. Die heutige „Times“ ſagt, die Hochzeit der Prin⸗ ſchen Entwurf aber und durch das Sybelſche Amendement wegen der kur- und nach gleichem Rechte gehandelt werde; wo aber die Behörden nicht nach 
eß Alice mit dem Prinzen Ludwig von Heſſen werde am 1. Juli zu Os⸗ heſſiſchen Frage werden wir, fürchte ich, von dem Ziele, das dieſe Einigkeit der Richtſchnur des Geſetzes handeln, da entſteht Vielregierung. (Beifall.) 
orne gefeiert werden. — Said Pascha iſt in London angekommen. der liberalen Partei verfolgt, abgelenkt. Solche Fragen aber in die Adreſſe So haben wir vor 13 Jahren die Verheißung der Ver aſſung aufgefaßt; 
Bern, 4. Juni. Durch den Großrath ſind in die neue Regierung zu | bineinzutragen, würde nur Gelegenheit zu abſtracten Reden geben. Das aber es war uns eine Zeit der Mißregierung beſchieden. Mit freudig be⸗ 
Bern gewählt worden: die bisherigen Mitglieder Schenk, mien Scherz, We⸗ 
ber, Karlen, Kilian und Kurz; neugewählt wurden Carlin und Karrer. Durch 
die Wahlen wird das bisherige Syſtem überwiegend befeſtigt. — Der Depu⸗ 
tirte Mühlheim ſtellte im großen Rathe den Antrag, die Regierung Anl 
den, daß fie alle erforderlichen Schritte zur Gewinnung der eidgenöſſiſchen 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ N 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Land wünſcht eine ſolche Adreſſe nicht. Es wäre auch Alles verloren, wenn | wegtem Herzen vernahm nachher jeder Vaterlandsfreund die königlichen Worte, 
wir in dieſem Hauſe die Wahrheit verhüllen wollten, wenn wir durch Phra⸗ welche die Bewahrheikung der Verfaſſung verheißen. Man boffte damals, das 
fen die Wirklichkeit übertünchten. Ich Serbe daß ich dieſe Debatte fürchte, widerſtrebende Element müſſe machtlos aufhören, wenn Regierung und Landes⸗ 
weil darunter der großartige Eindruck der Kundgebung des Landes leiden vertretung ernſt zuſammen gingen. Es hat ſich aber bald gezeigt, daß das 
könnte, und ich conſtatire daher wiederholt im voraus, daß, wie auch ber Herrenhaus, welches kein Volk, ſondern nur Sonderintereſſen vertritt, jenen 
Beſchluß ausfallen möge, eine Störung in der Einigkeit der entſchieden libe⸗[Wunſch des Königs und des Landes illuſoriſch gemacht hate (der Präſi⸗ 
ralen Parteien nicht eingetreten ift. (Bravo.) Die Rede Ihres Berichterſtatters dent unterbricht den Redner, der nicht bei der Sache ſei). Der Redner 
würde ſchon, wenn Sie keine Adreſſe beſchlöſſen, eine Adreſſe ſein, und die fährt fort: Keine Hoffnung ſei erfüllt, nur eine Steuerlaſt mehr, und der 
goldenen Worte, die Ihr Präſident bei Antritt ſeines Amtes geſprochen, in Militärdienſt ſei erſchwert worden. Solche Dinge erzeugen kein Vertrauen 
welchen er den in das Land 1 Gegenſatz von Koͤnigthum und zwiſchen Regierung und Volk, und es fühle ſich jeder ehrliche Mann beru⸗ 
Parlament in jo würdiger Weiſe zurückgewieſen, find in einem beſſeren] fen, dazu mitzuwirken, dem Könige zu ſagen, was das Land bedürfe. In 
Lapidarſtyle gehalten, als die uns vorgelegten beiden Adreßentwürfe. (2ebs | diefem Sinne wählte im vorigen Jahre das Volk ſeine Abgeordneten; das 
baftes allſeitiges Bravo.) Hat unſer verehrter Präſident dafür Angriffe er: | Haus wurde, nachdem es eine Menge Geſetze vorbereitet, aufgelöst, und man 
fahren, nun, jo gereichen ihm dieſelben zur hoͤchſten Ehre. (Wiederholtes begann nun damit, ein Urtheil über daſſelbe zu fällen, dem gegenüber das 
Bravo.) ö 5 8 Volk fein Urtheil gefällt bat. Das Volk hat fi gefragt, ob es ein Ver⸗ 
dert ebens auf den Eintritt. Die Adreſſe ſoll eine Antwort auf die Wahlerlaſſe enthalten. In dieſer brechen ſei, wenn ein Abgeordneter mit Recht innere Reformen auf Grund 
Hut rästdent Grab ow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ Frage ſteht das Miniſterium uns gegenüber, den Vertretern des? olt3 — | verfaſſungsmäßiger Verheißungen zur Geltung bringe, und es hat ſich auch 
tif c die fämmtlichen Minister außer dem Prinzen 751 Hohenlohe in unſere, in die Prärogative der Wähler hat es dadurch eingegriffen, und gefragt, warum man den Widerſtand des Herrenhauſes nicht beſeitigt bat; 
u Der Präſident tbeilt mit, daß der Abg Baud in das Haus einge⸗ wir werden Gelegenheit haben, durch Interpellationen und beſtimmte An⸗ es muß das Verfahren des Herrenhauſes ſchmerzlich empfunden werden. 
tret 75 d durch das Loos der vierten Abtheilung überwieſen ſei. — Der träge die Frage zum Austrag zu bringen. Was verlangt aber das Land? (Der Präſident unterbricht den Redner wiederholt, die Unruhe im Hauſe wird 
B v. Heydt überreicht ſchrifllch den Bericht über den Fortgang Daß wir uns ausſprechen über die brennenden Fragen der Seſſion. Dieſe W ſo daß der Redner nicht mehr zu verſtehen iſt. Nachdem der Prä⸗ 
5 * KR 15 Betrieb der Staats⸗Eiſenbahnen, ſowie mündlich einen aber ſind zunächſt der Ausbau der Verfaſſung. Unſere Meinung darüber, ſident ihn nochmals auf den Gegenſtand der Verhandlung hingewieſen, ver⸗ 
: d 1 5 Freundſchaftsvertrag Preußens und der Zollvereinsſtaaten mit | das Streben der liberalen Partei in dieſer Beziehung, wird durch die viele laßt der Redner die Tribüne, ohne ſeinen Vortrag zu beenden.) 

ber 5. ublit C li Die Uleberweiſung an die Commiſſion für Handel und fache initiative Thätigkeit des letzten Abgeordnetenhauſes bezeichnet. Die Abg. Dr. Liebelt: Gegen die Adreſſe, da er und ſeine Parteigenoſſen 
er Republi 1 hi 0 iden Fällen genehmigt Udreſſe wird nicht Gelegenheit bieten, unjere Meinung darüber erſchöpfend dem deutſchen Stamme nicht angehören, da ſie, als Vertreter der jüngſten 
5 15 uf in die Tagesordnung eingetreten ! und klar auszufpreden. , Entſchieden die Hauptfrage, die uns beſchäftigt, it | preußifhen Provinzen ſich nicht eins fühlen könnten mit den nationalen Er⸗ 
| Es Wi 5 ntwurf der Commiſſion iſt bel ant der Vincke ſche Gegen, die Militärfrage. In dieſer aber müſſen wir vor allen Dingen ganz offen | innerungen und Intereſſen, welche erhebend im Volke wirken. Ihr nächſter 
€ erf it bereits von den Zeitungen veröffentlicht; das linke Centrum hat mit der Sprache herauskommen und nicht um den heißen Brei herumgehen.] Beruf ſei nur an die Verträge immer und immer wieder zu mahnen, welche die 
1 an die außere Politit betreffende Amendement eingebracht, nach Alinea 6 Wir müſſen fie nicht blos von der finanziellen, ſondern, und zwar ganz be⸗ Rechte des Großherzogthums verbürgen, und darauf allein ſei jede Abſtim⸗ 


Hochſchule für Bern einleiten möge. 
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Preußen. 
Landtags = Verhandlungen. 
8. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (vom 4. Juni). 


Der Zudrang des Publikums zu den Tribünen iſt außerordentlich ſtark. 
Von Früh 8 Uhr an iſt der Zugang des Hauſes von einer großen Menſchen⸗ 
menge wie belagert, und lange nach Beginn der Sitzung warten draußen 


; 11 ſonders auch von der politiſchen Seite in Erwägung ziehen, und ſo lange] mung ſeiner Partei gerichtet. 
Han Fernen danſ galten W. e indes Talkenden Bufap dungen 02 wir in dieſer Beziehung nicht die Abſichten der an genau kennen, jo| Ein Schlußantrag wird abgelehnt. — Abg. Schulze (Delitzſch) ver⸗ 
Cas preußiſche Volt erſehnt nach außen eine kräftige und vorwärtsſchreitende lange können wir darüber auch nicht die geringſte Aeuberung thun, mag zichtet auf das Wort. . 
Politit, welche Ew. Majeſtät erhebende Erklärung vom 9. November 1858; auch die Meinung des Einzelnen bereits feſtſtehen. Die Berührung der Abg. v. Hennig (Straßburg) für die Adreſſe: Das Haus habe, wenn 
Poli Welt 5 1 fen, daß Preußen über all bereit iſt, das auswärtigen Di hat bereits aus gewichtigen Gründen die Commiſſion es eine Adreſſe beſchließe, dabei nicht dem Beiſpiele außerdeutſcher Staaten 
„Die Welt muß wis Pollen Umfange verwirklicht; es begehrt alſo in abgelehnt. — Die Nothwendigkeit einer Adreſſe ſcheint mir demnach nicht dar⸗ zu folgen, weder die Paraphraſirung der Thronrede, wie ſie in Frankreich 
Hunt eis ae früher ausgeſprochenen Ueberzeugung, daß mit allen Mit⸗ gethan, und werde ich daher zunächſt gegen eine ſolche ſtimmen. (Bravo.) Sitte, noch die Hoöflichkeitsform, als die man in England die Adreſſe be⸗ 
fein RR die Herstellung des — 1 75 smäßigen Rechtszuſtandes in Kurheſſen, en Gottberg: Gegen eine Meinungs⸗Aeußerung des Hauſes über: trachte, ſeien für uns maßgebend. Das ſei auch ſchon früher in dieſem 
insbeſondere auf eine ſofortige Nerufung der heſſiſchen Volksvertretung auf haupt ſei er nicht geweſen; für eine Adreſſe in ſeinem Sinne würde er gern Hauſe anerkannt worden, man habe ſich dahin geeinigt, daß nur bei außer⸗ 
Grund der Verfaſſung vom 5. Januar 1831, der in den Jahren 1848 und | aeitimmt haben. Aber in dem vorgelegten Entwurſe handle es ſich um ein ordentlichen Anläſſen das Haus zum Erlaß einer Adreſſe zu ſchreiten babe. 
1849 dazu gegebenen Erläuterungen und daran vorgenommenen Abände: Mißtrauensvotum; darauf könne er nicht eingehen. Bis jetzt hätten die Ein ſolcher Erlaß liege jetzt vor in den Wahlerlaſſen und in der daraus fließen: 
rungen, und des Wahlgeſetzes vom 5. April 1849 hingewirkt — daß damit] Adreßdebatten im Hauſe kein beſonderes Glück gehabt, ſie hätten die Leiden⸗ den Furcht, das Minifterium möge gleich irrige Anſichten über das Haus, 
unſer eigener Rechtszuſtand geſichert und die Ehre und die Intereſſen Preu⸗! ſchaften aufgeregt, die Parteiſtandpunkte auf die Spitze geſtellt, viel Zeit weg: wie es in dieſen Erlaſſen vor dem Lande ausgeſprochen, auch Sr. Maj. dem 
ßens als europäiſche Großmacht gewahrt werden.“ Da gegen den Vincke⸗ genommen und dem Lande viel Geld gekoſtet. (Heiterkeit links.) Für da: König unterbreiten. Der Redner geht hierauf zu Bemerkungen über die Rede 
ſchen Gegenentwurf ſich die beiden vorgeſchritteneren liberalen Fractionen Land hätten ſie kein Reſultat gehabt. Jetzt würde die Debatte ganz beſon⸗ des Abeordneten v. 8 Die Foriſchrittspartei, jagt er, babe 
des Hauſes erklären, fo iſt deſſen Verwerfung und die Annahme des Com- ders nachtheilig fein, da ja ſchon die Parteiſtandpunkte bei den Wahlen im keine Führer man dürfe alſo auch auch der ge der Einzelnen 
miſſions⸗Antrages mit dem Amendement v. Sybel, für welches auch die Lande einander auf's Schärſſte gegenübergetreten wären. Er habe ſich in N erpflichtung der geſammten Partei herleiten. Er ſeinerſeits wolle die 
deutſche Fortſchrittspartei ſich eniſchieden hat, als gewiß anzunehmen. der Adreſſe ſelbſt nach den Gründen für die Nothwendigkeit einer Adreſſe Miniſter nur nach ihren Thaten beurtheilen, und ſolche jeien die Wahlerlaſſe. 
Der Präſ. will, wie es auch in der Commiſſion geſchehen, zuerſt die umgeſehen, und habe ſie zu finden geglaubt in der Lage des Landes, in den] Neu wäre ein ſolches Vorgehen allerdings nicht, nur daß die jetzigen Mini⸗ 
rage zur Beratbung bringen, ob überhaupt eine Adreſſe zu erlafjen ſei. Wahlerlaſſen, in der Abſicht, dem Miniſterium ein Mißtrauensvotum zu ge⸗ ſter nicht, wie einſt Herr von Weſtphalen, auf dem Sinne jener Altenſtücke 
A0 Vincke (Stargardt) erklärt ſich mit Berufung auf die frühere Praxis ben. Auch er halte die Lage des Landes für bedenklich, freilich in anderem | befänden, ſondern ihn jetzt nach Möglichkeit in Abrede ſtellten. (Zur Sache! 
des Hauſes gegen dieſe Abſicht, die Verbindung der Debatte über die Frage, Sinne als feine Gegner. Seine Adreſſe würde alſo anders lauten. (Faſt] gur Sache! von der Rechten. Der Präſ. macht dem Redner eine darauf 
r dei, mit der General⸗Diskuſſion zu verbinden, | allgemeines Gelächter.) Sie würde den König aufmerkſam machen auf den bezügliche Vorhaltung.) Der Redner ſchließt mit wiederholter Empfehlung 
Abg. Waldeck für die Anſicht des Präſidenten, da nach dem Vincke'ſchen] Geiſt der Revolution, der durch Curopa gehe, auf den Geiſt des Widerſtan⸗ der Adreſſe. Se. Majeftät der Konig babe gewünſcht. den Rath der Lan⸗ 
Gegenentwurf die Lage eine andere ſei, als bei Ausgabe des Commiſſions⸗ des gegen die Autorität, auf den Geiſt der Nichtachtung der Autorität der desvertretung zu hören, es ſei ihre Pflicht, in voller Aufrichtigkeit denſelben 
Berichts, und man ſich jetzt wohl gegen Erlaß einer Adreſſe erklären könne, legitimen Fürſten. (Heftiger Widerſpruch links.) Das habe er geſagt,] zu geben! 
während man dieſelbe früher befürwortet. Abg. v. Gottberg ſchließt ih [und dabei bleibe er ſtehen. Unter dieſen Umſtänden würde ſeine Adreſſe 
der Ausführung v. Vincke's an, und wird darauf von der großen 1 aan 1 ALLE 75 55 1 arg ae 
i i u erlaſſen fei, zu ſei groß geworden durch die Hoh ‚ea urch die Feſtigkeit in 
8 beſchloſſen, zuerſt die Frage, ob eine Adreſſe 3 ſſ 3 u ir EN Hrn, SU: eine 1 10 19 3 5 
. : Auch in der Commiſſion iſt ausführlich erörtert worden, ſoritat allerding zweifelhaft. (Heiterkeit.) Nun, er habe ſo gut das Recht, 
ob — l . Adreſſe dem Hauſe 2 Or und man hat|im Namen des Landes zu ſprechen, wie jeder andere (Bravo links), und es 
ſich für eine Adreſſe entſchloſſen, wegen der ungewöhnlichen, in der Geſchichte gebe eine große Partei im Lande, die ſeine Adreſſe unterſchreiben würde. 
conſtitutioneller Staaten unerhörten Lage der gegenwärtigen Verhäaͤltniſſe. Seiner Anſicht nach müßten in der Adreſſe auch die materiellen Intereſſen, 
Das vorige Abgeordnetenhaus war unter einem Ministerium aufgelöſt wor⸗ die Handelsverträge und die kurheſſiſche ae berührt werden; ſie würde 
den, deſſen innere Unhaltbarkeit ein öffentliches Geheimniß geweſen; nur der | eine Verſtändigung, eine Verſöhnung verſuchen; das ſei die Hauptſache, da 
Cultusminiſter war damals gegen die Auflöſung; die übrigen Miniſter aber] die Krone und Landesvertretung 1 das Land darſtellen. Weil dies 
der Ueberzeugung, daß fie die Achtung der „Wohldenkenden“ beſäßen und nicht geſchehen, ſehe er keine Nothwendigkeit für dieſelbe ein. Sonſt ſei die 
deshalb Berufung an das Vertrauen des Landes einlegen müßten. Das Adreſſe eine Partei⸗ Adreſſe, fie ſchildere nicht die Lage des Landes, ſondern 
Miniſterium zerfiel, und es wurde nun die Vertheidigung des Königthums einer Partei. (Unruhe links. Präſident bittet, den Redner nicht zu oft 
vorangeſtellt, eine Fluth von Anklagen gegen die Mehrheit des aufgelöſten zu unterbrechen.) ee. Ä . 
Hauſes ergofien. Auch wir beriefen uns auf das Vertrauen, nicht der Wohl⸗ Die Fortſchrittspartei ſcheine jetzt zu fühlen, daß man im Volke eine fort⸗ 
denkenden, denn alle Parteien des Landes find wohldenkend (Bravo, fon: währende Oppofition gegen die Regierung nicht zuſammenreimen könne mit 
dern des ganzen Landes. Wir ſprachen den Glauben aus, unſere Pflicht fortwährenden Verſicherungen von Liebe und Treue gegen den König, daß 
gethan zu haben, und das Land hat durch Wiederwahl der Majorität des] man vielleicht beſorge, die Männer von 1848 hielten auch jetzt noch an ihren 
Hauſes, dadurch, daß es keinem der Miniſter einen Platz im Hauſe ange: Standpunkten feſt — Standpunkten, die darauf hinausgingen, die Rechte des 
wieſen, und überhaupt kaum zwölf Miniſterielle in das Haus gewählt bat, Volkes auf Koſten der Rechte der Krone zu erhöhen. Ob — links). Er werde 
mit lautem Ja! geantwortet. Unter dieſen Umſtänden erſcheink es unmdg⸗ das noch öfter ſagen. Man beſorge alſo, daß das Land darüber bedenklich 
lich, ſtumm an die Arbeit zu gehen. Gegen die von den Organen der Res werden könne. Deshalb gebe man die jetzigen Verſicherungen. — Auch an 
gierung und der regctionären Partei ausgehenden Angriffe iſt es nothwendig, der Form derſelben habe er einiges auszuſetzen; die Adreſſe enthalte nicht 
Leiͤn Wort auf feierliche Weiſe auszuſprechen; wir find es ſchuldig, dem Könige] nur gewöhnliche Verſicherungen, ſondern fie ſtelle eine kategoriſche Behaup⸗ 
die Wahtheit auszuſprechen, die Anſchuldigungen als unbegründet zurück- tung auf, fie ſage, es könne kein Zweifel ſein an ihren Behauptungen. Nun, 
zuweiſen. Der Ruf: „nieder mit den Demokraten“ erging, und unter De: der König werde einen Unterſchied machen zwiſchen dem ganzen Lande und 
mokraten wurde jeder Mißliebige und Oppoſitionelle verſtanden, die Demo: einer Partei. Die Adreſſe beurtheile die jetzigen Miniſter nach ihren frühe⸗ 
traten insgeſammt für Feinde des Königthums und des Vaterlandes erklärt. ren Aeußerungen, oder nach ſupponirten Anſichten, nicht nach dem, was ſie 
Die Opposition gegen die Regierung ſteht auf ſtreng verfafjungsmäßigem | thäten. Man müſſe alſo auch andererſeits das Recht haben, zu glauben, 
Boden, und das Ausland verwundert ſich daher mit Recht darüber, daß die daß auch die Führer der e konſequent feſthielten an ihren 
Regierung eine parlamentariſche Oppoſition mit fo vieler Unpöflichkeit be: früheren Prinzipien, daß, lie nicht abgegangen ſeien von ihren Anſichten. 
bandele. Aus dieſen Gründen find wir veranlaßt, Zeugniß abzulegen für | Glücklicherweiſe regiere bei uns der König noch ſelbſtändig, und die Miniſter 
den Patriotismus und die Königstreue des ganzen Volkes. Ueberdies aber hätten volle Freiheit zum Handeln. Man habe den Sinn der Wahlerlaſſe 
werden wir in dieſer Geifton keine Gelegenheit haben, unſere Ueberzeugung dahin ausgelegt: ob löniglich oder antiköniglich, während fie doch nur dar⸗ 
binſichtlich der allgemeinen politiſchen Berhältniſſe des Landes auszuſprechen, über ſprachen, ob königliche oder parlamentariſche Regierung. Er habe in 
und endlich, verlange auch das ganze Land nach einer Adreſſe. — Man ſagt wohl, den Wablerlafien nicht gefunden, was die andere Partei darin gefunden. 
was wir in dem Adreßentwurf ausgeſprochen, ſei ein Eingriff in die Rechte Man ſolle doch nachweiſen, ob in denſelben ein Gegenſatz zwiſchen König⸗ 
der Majeſtät, es ſei eine demokratiſche Unverſchämtheit — ſo hat man's thum und Parlament enthalten ſei? Dieſe Frage ſei auch in der Commiſſion 
neulich genannt — Kritik an der Regierung zu üben und dem Miniſterium aufgeworfen und nicht beantwortet worden. Das Streben aber nach par⸗ 
ein Mißtrauensvotum zu geben. Dagegen aber iſt geltend zu machen, daß lamentariſcher Regierung habe das Miniſterium allerdings der Fortſchritts⸗ 
wir, wenn auch mit Mäßigung, aber doch als ehrliche Männer ſprechen parte vorgeworfen, und zwar mit Recht. Präſident bittet den Redner, 
müſſen. Wenn endlich eine Adreſſe als nutzlos und entbehrlich bezeichnet | jih an die Sache zu halten (ob eine Adreſſe überhaupt zu erlaſſen ſei ?) 
wird, die nur Zerwürfniſſe herbeiführen könne, ſo iſt dieſe Befürchtung un⸗ Es habe große Schwierigkeiten, die Frage, ob eine Adreſſe zu erlaſſen ſei, 
begründet. Die Sprache unſerer Adreſſe kann nicht reizen oder erbittern, von dem Gegenſtand der Frage ſelbſt zu trennen. Und gerade aus den 


Wiederholte Schlußanträge werden abgelehnt. 

Abg. Oſterrath iſt gegen Erlaß einer Adreſſe, weil derſelbe im vorlie⸗ 
genden Falle und da der Landtag durch Se. Majeſtät den König nicht per» 
fönli b eröffnet ſei, dem beſtehenden Brauch widerspreche, weil in der begin⸗ 
nenden Seſſion keine Zeit zu nicht ganz unumgänglich nothwendigen Ver⸗ 
bandlungen ſei und weil endlich die von der Commiſſion Soma 
Adreſſe mit ſich ſelbſt in Widerſpruch gerathe, indem fie neben Loyalitäts⸗ 
verfiberungen und Anerkenntniß der Prärogative der Krone über dieſe Prä⸗ 
rogative in einer Weiſe ſpreche, die eben ſo wenig zu billigen ſei, wie die 
Art, in der man ſich über das Herrenhaus ausgelaſſen. 

Auch Abg. Pflücker ſpricht gegen eine Adreſſe, weil dieſelbe nicht, wie 
anfänglich gehofft wurde, der Ausdruck der geſammten liberalen Partei des 
Hauſes ſei; im Einzelnen bleibt der Redner auf der Journaliſtentribüne uns 
verſtändlich. — Mit ſehr großer Majorität wird hierauf die Frage, ob eine 
Adreſſe zu erlaſſen ſei, bejabt. . 

Der Präſident theilt hierauf mit, daß zu dem Commiſſions⸗Antrag 
verſchiedene Amendements eingebracht ſeien, nämlich außer der bereits mit⸗ 

etheilten v. Vincke's und v. Sybel's, eines von dem Abg. Reichen⸗ 

Beust und Gen., in Alinea 2 einen Paſſus einzuſchalten, welcher das 
Verlangen des preußiſchen Volkes nach einem über den Parteien ſtehenden 
Königtbum aus eigenem Recht und nach allmählich er Ausbildung der Ver⸗ 
faſſung ausſpricht, und endlich ein Amendement des Abg. Bresgen u. Gen., 
im Alinea 6 des Verlangens nach einer Gemeinde⸗ und Kreisordnung, ſo⸗ 
wie nach Ermäßigung der beſtehenden Steuerlaſt Erwähnung thut. Saͤmmt⸗ 
liche Amendements werden ausreichend unterſtützt. 1 

Vor dem Eintritt in die Specialdiscuſſion erhebt ſich der Finanzminiſter 
v. d. Heydt, um folgende Erklärung zu verleſen: 7 

„Das Staatsminiſterium hat ſich bei der Diskuſſion über die Vorfrage, 
ob eine Adreſſe zu beſchließen ſei oder nicht, einer Betheiligung enthalten 
zu ſollen geglaubt. Es kann dem Staatsminiſterium nur willkommen ſein, 
wenn das hohe Haus ſich gedrungen fühlt, in einer Adreſſe an des Königs 
Majeſtät den Gefühlen der Ehrfurcht und der Treue Ausdruck zu geben. 
Ob der von der Kommiſſion gemeldet Entwurf, oder ob die heute im 
Wege der Amendements eingebrachten twürfe dieſem Zweck entſprechen, 
wird das hohe Haus zu erwägen haben. Der Kommiſſions⸗Entwurf gedenkt 
weder des allerhöchſten Erlaſſes vom 19. März d. 3; noch der bei der Er⸗ 
per der Seſſion im allerhöͤchſten Auftrage verleſenen Thronrede. Er 
findet kein Wort für die huldvollen Kundgebungen Sr. Majeſtät des Kbö⸗ 
nigs. Bei der Darlegung der Lage des Landes giebt er weder für die un⸗ 
verkennbaren Exfolge unſerer auswärtigen Politik, noch für das durch die 
offenkundigſten Thatſachen beſtätigte Wachſen der öffentlichen Wohlfahrt ein 
Intereſſe zu erkennen. Ob ein ſolches Schweigen mit dem Zwecke der Abrefje 
übereinftimme, kann das Staatsminiſterinm nur der unbefangenen Erwä⸗ 
gung des hohen Hauſes anheimgeben. N 
Das Staatsminiſterium muß ſich beim Beginn der Debatte vorzugsweiſe 


gegen die Annahme verwahren, daß ſeinerſeits irgendwo die in dem Kom⸗ 
miſſions⸗Entwurf bekämpfte Unterſtellung gemacht ſei, als ob ein großer 
Theil der Volksvertretung und der preußiſchen Wähler ſich feindlicher 


Eingriffe in die Rechte der Krone ſchuldig und anarchiſcher Umſturzgelüſte l 


verdächtig gemacht habe. Aus keinem Akte der Staatsregierung iſt eine 
ſolche Beſchuldigung zu entnehmen. Allerdings hat das Staatsminiſterium 
es als ſeine unerläßliche Pflicht erkannt, die Rechte der Krone mit Entſchie⸗ 
denheit zu wahren und nicht zuzugeben, daß der Kraft des königlichen Regi⸗ 
ments, auf welcher Preußens Größe und Wohlfahrt wie Preußens Zukunft 
beruht, zu Gunſten einer ſogenannten parlamentariſchen Regierung Abbruch 
geſchehe. Das Staatsminiſterium hat ſich in dieſem Punkte in offenen 
Gegenſatz geſtellt gegen jede Partei, deren Beſtrebungen auf die Ver⸗ 
legung des Schwerpunktes der Staatsgewalt in die Volksvertretung 
gerichtet ſind. Auch hierin befindet ſich das Miniſterium ſeiner ge⸗ 
wiſſenhaften Ueberzeugung nach im vollen Einklange mit der Ver⸗ 
faſſung. Es hat ſich der Erkenntniß nicht verſchließen dürfen, daß die Er⸗ 
weiterung des Einfluſſes und der Macht eines Faktors der Geſetzgebung nicht 
erſtrebt, der Schwerpunkt des Regiments nicht verſchoben werden kann, ohne 
zugleich jede ſegensreiche Wirkung der Verfaſſung in Frage zu ſtellen. Nach 
der Ueberzeugung des Staatsminiſteriums legt die Verfaſſung jedem Faktor 
der Geſetzgebung die 1 auf, nicht durch den rückſichtsloſen 
Gebrauch ſeiner beſonderen Rechte die Grundbedingungen des preußiſchen 
Staatslebens zu gefährden. An dieſe Wahrheit hat das Staatsminiſterium 
erinnert, indem es der Entwicklung eines parlamentariſchen Regiments die 
ungeſchwächte Erhaltung des königl. Regiments gegenübergeſtellt hat. Gegen 
die Mißdeutung, daß hiermit ein nicht verfaſſungsmäßiger Gegenſatz zwiſchen 
„Königtum und Parlament“ aufgeſtellt worden ſei, muß fib das Staats: 
Miniſterium entſchieden verwahren. In dem verfaſſungsmäßigen Preußen 
giebt es kein Königthum ohne Landesvertretung, aber auch keine Landes⸗ 
vertretung ohne Königthum. 0 

Das Staatsminiſterium hat im Bewußtſein voller Loyalität und Ver⸗ 
faſſungstreue gehandelt, als es nach der berechtigten Entſchließung des er⸗ 
habenen Trägers der Krone die Leitung der Geſchäfte in einem Zeitpunkte 
übernahm, wo unverkennbar eine nicht gewöhnliche Erregung der Gemüther 
berrſchte, wo namentlich im Drange nach raſchen Erfolgen die politiſchen 
Parteien theils in der Zerſetzung, theils in der Umbildung, theils in der 
kaum begonnenen Entfaltung begriffen waren. Angeſichts dieſer Zuſtände 
mußte das Miniſterium ſeinen erſten Beruf in der Hingebung an die großen, 

von der jeweiligen Parteigeſtaltung unabhängigen, unwandelbaren Aufgaben 
jeder preußiſchen Regierung erblicken. Es konnte nicht gewillt ſein, die Lö⸗ 
ſung dieſer Aufgaben von dem ferneren Verlaufe der Entwickelung der poli⸗ 
tiſchen Parteien abhängig zu machen, und mußte deshalb nur um ſo mehr 
die Nothwendigkeit erkennen, die Einheit und energiſche Zuſammenfaſſung 
des ganzen Verwaltungs⸗Organismus, für deſſen kräftige und heilbringende 
Action das Miniſterium die Verantwortlichkeit trägt, gegen ein unzuträgliches 
Eingehen auf regierungsfeindliche Wahlagitationen ſicher zu ſtellen. 

Die Staatsregierung weiſt mit aller Entſchiedenheit den Vorwurf zurück, 
den erhabenen Namen Sr. Majeſtät des Königs auf ungehörige Weiſe in 
den Streit der Parteien gezogen zu haben. Sie hat nur die Pflicht erfüllt, 
dem Lande die Entſchließungen Sr. Majeſtät kund zu thun und einer das 
zuläßige Maß überſchreitenden Verwickelung der beſonderen Organe der kö⸗ 
niglichen Exekutive in die Agitationen der 1 vorbeugen wollen. Die 
freie Ausübung des Wahlrechts iſt den Beamten nicht verkümmert worden. 

Das Staatsminiſterium iſt ſich der Verpflichtung bewußt, dem Lande den 
Segen einer gerechten, thatkräftigen und wohlwollenden Verwaltung, frei 
von jeder tendenziöſen Hemmung der freien Entwickelung geiſtiger und ma⸗ 
terieller Intereſſen, zu erhalten. Es wird daher, den allerhöchſten Intentionen 

emäß, in freiſinniger, aber beſonnener Weiſe die weitere Durchführung der 

erfaſſung zu fördern, und die Schwierigkeiten, welche auf dieſem Wege lie⸗ 
en, mit Ruhe und Feſtigkeit zu überwinden haben. Es wird die verfaſ⸗ 
ungsmäßigen Rechte der Krone pflichtgemäß wahren, die Rechte beider Fak⸗ 
toren der Landesvertretung mit Loyalität und Gewiſſenhaftigkeit achten und 
jede eintretende Differenz im Geiſte gemeinſamer Hingebung für Thron und 
Vaterland zu ſchlichten ſich angelegen fein laſſen, in der unerläßlichen Vor⸗ 
ausſetzung, auch bei der Landesvertretung gleicher Geſinnung zu begegnen. 

Das war der Standpunkt der gegenwärtigen Regierung, als ſie die Lei⸗ 
tung der Geſchäfte übernahm. In dieſem Geiſte 5 der Landtag berufen 
und eröffnet worden. In dieſem Geiſte wird die Staatsregierung ihre Auf⸗ 
gabe ferner zu löſen trachten, unbeirrt durch die einſeitigen Beſtrebungen 
der 1 wie durch die falſche Auffaſſung ihres Standpunktes und ihrer 

andlungen. 7 
8 Redlich bemüht, dieſe zu berichtigen und jene zu bekämpfen, hält das 
Staats⸗Miniſterium an der Hoffnung feſt, zum Heil des Vaterlandes das 
Vertrauen zu rechtfertigen, durch welches daſſelbe in entſcheidender Stunde 
berufen worden iſt.“ 4 

Die Verleſung wird wiederholt von Ausbrüchen der Verwunderung, 
z. B. bei der Verſicherung, daß den Beamten die Wahlfreibeit nicht verküm⸗ 
mert worden ſei, unterbrochen; am Schluſſe folgt von wenigen Mitgliedern 
der conſervativen Partei ein Bravo. 

Zunächſt erhält das Wort der Berichterſtatter 

Abg. Tweſten: Er ſetzt die Gründe auseinander, aus denen die Com⸗ 
miſſion ſich überhaupt für eine Adreſſe und zwar nicht für den Sybelſchen 
Entwurf, ſondern für Aufſtellung eines neuen entſchloſſen hat. Die Adreſſe 
habe nicht den gewöhnlichen Zweck einer Antwortsadreſſe auf eine Thronrede 
haben ſollen und deshalb ſeien die Sätze des Sybelſchen Entwurfs ausge⸗ 
ſchieden, welche ſich an die Eröffnungsrede anlehnten. So ungemein wichtig 
die in derſelben berührten Gegenſtände find, jo hätten dieſe doch in der Adreſſe 
nicht erſchöpfend behandelt werden können, und andererſeits mußte die Adreſſe 
auf die Be⸗ſprechung der inneren Lage des Landes concentrirt werden. Zwei 
Punkte habe die Commiſſion ausführlich behandeln zu müſſen geglaubt. Der 
erſte ſei der Hagen'ſche Antrag, der betr. Satz wolle das Recht der Landes⸗ 
vertretung auf die beliebige Einrichtung der Etats verwahren. Er mache 
dem früheren Finanzminiſter einen ſchweren Vorwurf daraus, dieſes Recht 
bekämpft zu haben, und einen eben ſo ſchweren, daß er dabei ſich den An⸗ 
ſichten der Herren v. Bismarck⸗Schönhauſen und Kleiſt⸗Retzow angeſchloſſen, 
daß das Budget weiter gelte, wenn keine Einigung zwiſchen der Regierung 
und der Landesvertretung gelungen ſei, was eigentlich die Einigung über⸗ 
haupt unnöthig machen werde. Herr v. Patow habe dieſer Anſicht ſogar 
eine fakliſche Grundlage durch ſeine Einwilligung in die Auflöſung ohne vor⸗ 
herige Extrahirung einer auch nur proviſoriſchen Bewilligung des Budgets 
egeben. Eine Anerkennung der ſonſt freudig begrüßten größeren Speziali⸗ 
Kane und der zeitigen Vorlegung des Budgets für das Jahr 1863 bei dieſer 
Gelegenheit auszuſprechen, 100 nicht für angemeſſen gehalten worden. 
Der Redner geht ſodann auf die kurheſſiſche ae über, deren Nichter⸗ 
wähnung er rechtfertigt. Nicht blos, weil die Frage eine ſchwebende, fon- 
dern weil ihre Erwähnung nutzlos ſei, ſei dies beſchloſſen worden. Man 
müſſe allerdings anerkennen, daß dieſe Frage durch das energiſche Einſchrei⸗ 
ten Preußens wieder in Gang, und der hohe Bundestag zu einer nicht ge⸗ 
wöhnlichen Eile veranlaßt worden ſei. Eine Anerkennung aber auszuſpre⸗ 
chen ſei ſchon deßhalb nicht thunlich, weil weder in formeller noch in mate⸗ 
rieller Hinſicht die Stellung der Regierung klar ſei. Auf der einen Seite gehe 
fie mit Oeſterreich zuſammen, und mit dem Bundestage, auf der andern 
erſtrebe ſie eine ſelbſtſtändige Action. Zwiſchen dieſen beiden Beziehungen 
beſtehe aber eine unlösbarer Widerſpruch. Coch entſcheidender ſei aber die 
materielle Lage der Sache. 8 ; , 

Die Erklärung des Regier.⸗Commiſſ, drehe ſich im Cirkel, wenn fie die 
die Forderung des Wahlgeſetzes von 1849 abhängig mache von der Zuſtim⸗ 
mung des heſſiſchen Volkes, da dieſe eben nur hervorgehe aus einer auf 
Grundlage des Wahlgeſetzes von 1849 gewählten Kammer. Ferner verlange 
die Regierung die vorherige Ausſcheidung anerkannt bundeswidriger Beſtim⸗ 
mungen, obgleich ſie andrerſeits an der Erklärung von 1859 feſthalten zu 
wollen erklärt, daß der Bundestag nicht berechtigt ſei, die Verfaſſung oder 
einzelne Beſtimmungen derſelben zu kaſſiren. Der richtige Standpunkt iſt 
der, daß nur auf verfaſſungsmäßigem Wege darüber entſchieden werden 
könne, was auszuſcheiden ſei oder nicht, ohne ae ene den 
Auf dieſe Weiſe würde keine deutſche Verf. ſicher ſein. ichtiger aber noch 
als der Rechtspunkt ſei die politiſche Bedeutung der Frage. Er ſelbſt habe 
es früher für nicht unbedenklich gehalten, auf der Forderung des Wahl⸗ 
eſezes von 1849 zu beſtehen, ohne die Geſinnung des heſſ. Volkes in dieſer 

eziehung genau zu kennen. Seit dieſer Zeit ſei ihm aber von hervorra⸗ 
genden Theilnehmern der dortigen DBerfaflungstämpfe verſichert worden, daß 
das heſſ. Volk an dem Wahlgeſetze von 1849 als der einzigen Grundlage 
einer rechtlichen Poſition unerſchütterlich feſthalte. Wenn alſo die preuß. 
Regierung nicht vorher einſchritte, dann würden die Kurheſfen zwar auf 
Grund des Wahlgeſetzes von 1831 wählen, aber nur um eine neue Compe⸗ 
tenzerklärung herbeizuführen. Die Frage würde dann immer eine ſchwebende 
ſein und eine neue Niederlage der preußiſchen Politik bekunden: ein Anlauf 
ohne Erfolg. Eine Wiederholung der früheren Wünſche ſei mit Rückſicht 
auf das vorhandene Mißtrauen in den Erfolg um fo weniger für nöthig 
erachtet worden, weil man vorausſetzen könne, daß dieſes Haus, das in ſei⸗ 
ner Majorität wiedergekehrt ſei, dieſelben Wünſche noch hegte für das heſſ. 
Volt, die es im Februar ausgeſprochen. Es ſei überhaupt ein Ausſpruch 
dei dieſer auswärtigen Angelegenheit ſehr mißlich, da man nicht wiſſen könne, 
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was die Regierung in den nächſten 8 Tagen thun werde. 
ner politiſchen Freunde könne er übrigens erklären, daß ſie keine Gelegenheit 
verabſäumen würden, für das Recht des heſſ. Volkes, ſei es durch Interpel⸗ 


Im Namen ſei⸗ 


ationen, ſei es durch beſtimmte politiſche Anträge, 1 wenn irgend 
ein Nutzen davon zu hoffen ſein würde. Noch unthunlicher aber ſei es ge⸗ 
weſen, der deutſchen Politik zu erwähnen. Nur in der freiheitlichen Ent⸗ 
wickelung liege auch die einheitliche Entwickelung Deutſchlands. (Bravo!) 

Bei der gegenwärtigen inneren Politik Preußens, die nur partikulariſti⸗ 
ſchen ie der preußiſchen Hegemonie Freude bereite, könne ein Erfolg von 
einer ſolchen Erwähnung nicht erwartet werden. Es genüge nicht blos die 
gewöhnliche Geſchäftsroutine zum Staatsmann; etwas Großes werde nicht 
mit bloßen Phraſen gewonnen. Um ein wirklicher Staatsmann zu ſein und 
Erfolge davon zu tragen, müſſe man etwas Demagogiſches an ſich haben, wie 
der Miniſter Stein, wie noch in jüngſter Zeit Cavour (Gelächter bei den Ka⸗ 
tholiken), müſſe man auf großartigen Ideen bei den Völkern einzugehen wiſſen. 
Unter den gegenwärtigen. Umſtänden aber ſei es am beſten, von moraliſchen 
Eroberungen Preußens in Deutſchland zu ſchweigen. (Bravo!) Der Redner 
beleuchtet nunmehr die einzelnen Sätze des Commiſſions⸗Entwurfs. Der erſte 
Paſſus nach dem Eingange ſolle keine bloße Loyalitätsverſicherung fein, ſon⸗ 
dern gegen die Vorſtellung wahren, als ob nur in der Reaction die wahre 
Königstreue zu ſuchen ſei. Der Redner geht darauf auf den Paſſus hinſicht⸗ 
lich der Wahlerlaſſe ein und lieſt längere fortwährend durch Zurufe unter⸗ 
brochene Stellen aus den bekannten Wahlerlaſſen des Miniſters, der Regie⸗ 
rung zu Königsberg und den Artikeln der Sternzeitung vor, um der Rede des 
Finanzminiſters gegenüber nachzuweiſen, daß in der That von der Staats⸗ 
retzierung eine ungehörige Beeinfluſſung auf die Wahl, ein verfaſſungswidriger 
Druck auf die Beamten geübt und der Name des Königs ungehörig in die 
Wahlbewegung hineingezogen worden ſei. Er conſtatirte ferner den von der 
Staatsregierung proclamirten Gegenſatz zwiſchen Königthum und Parlament 
und daß nach den Anſichten des Miniſteriums die Majorität dieſes Hauſes 
eine nicht königstreue ſei. 

Das öffiziöfe Organ habe zwar geſagt, man ſolle die Miniſter nicht nach vor⸗ 
gefaßten Meinungen, ſondern nach ihren Maßregeln beurtheilen. Nun, die 
Wahlerlaſſe ſeien eine vorgefaßte Meinung, ſie In eine Maßregel und zwar 
eine der wichtigſten Art. Eine ſolche Kriegser nen wie dieſe gegen die 
Majorität des Hauſes enthielten, bezeichnete die Stellung des Miniſteriums 
nicht blos, ſondern ſtellten ſie feſt für alle Zeit. — Den den Ausbau der 
Verfaſſung betreffenden Paſſus habe die Kommiſſion für nöthig gehalten, um 
den Weg anzudeuten, wo das Heil des Volkes liege, eine Richtſchnur für das 
ſc geben, was das Land von einer Regierung erwarte, der es Vertrauen 
chenken wolle. — Endlich bemerkt der Referent noch, daß die konſervative 
Politik, von der in dem letzten Satze die Rede ſei, nicht in dem Sinne ge⸗ 
nommen werden dürfe, als ob damit eine Lähmung jeder verfaſſungsmäßigen 
Entwickelung, ein Bekämpfen jeder zeitgemäßen Verbeſſerung gemeint ſei. 
Vielmehr ſoll dadurch der Wunſch nach einem endlichen Abſchluß der Verfaſ⸗ 
ſungskämpfe ausgedrückt werden, das Verlangen nach einer dauernden Be⸗ 
gründung des verfaſſungsmäßigen Lebens im Staate. — Macht und Größe 
der Völker, ſchließt der Referent, ſind nicht mehr auf demſelben Wege wie 
früher. Eine ideale, aber darum nicht minder mächtige Strömung bewegt ſie. 
Nicht phantaſtiſche Hirngeſpinnſte verfolgen die liberalen Parteien, ſondern feſt 
begrenzte Ziele, die andere Völker bereits erreicht haben und wir, wie ich mit 
Gewißheit 10 Pe auch erreichen werden. Durch Alles dieſes aber rechtfertigt 
ſich kurz die Form der Adreſſe, die nicht dem gewöhnlichen konſtitutionellen 
Brauche folgt, aber durch den Zweck, den ſie verfolgt, geboten iſt. Ich halte 
es für dringend geboten, daß die liberalen Parteien mit Einmüthigkeit der 
Adreſſe zuſtimmen und eine ſo große Majorität ihr zu Theil werde, wie ſie 
der großen Majorität der Wähler entspricht, die uns hergeſendet. (Lebh. Bravo.) 

(Fortſetzung folgt.) 


Breslau, 5. Juni, Morgens 7 Uhr. [(Zum Wollmarkte.] Der 
geſtrige Tag, welcher polizeilich den Markt eröffnete, ſtellte kein ſonderlich 
günſtiges Prognoſtikon für den Ausgang deſſelben. Beſonders flau ging es 
am Vormittage, wogegen ſich am Nachmittage einiges Leben zu regen be⸗ 
1555 Wie fait alle Jahre, jo ſtanden ſich auch diesmal beide Parteien 
eindlich gegenüber, bis ſie ſich ſtillſchweigend einander näherten und ein 
Cartell ſchloſſen. Die Käufer ſcheinen ſich einen feſten Satz gemacht zu ha⸗ 
ben, über den ſie nicht hinaus gehen wollen, der aber den Verkäufern doch 
zu niedrig dünkt. Dieſer Satz bewegt ſich zwiſchen 8—10 Thlr. unter dem 
vorjährigen Preiſe. Zwar find, wie ich genau weiß, geſtern Nachmittag 
Abſchlüſſe mit nur 2 Thlr. unter demſelben gemacht worden, das ſind aber 
nur Ausnahmen und betreffen Schuren, die mit ganz beſonderer Sorg⸗ 
falt behandelt waren. Soviel ich gehört, iſt noch keine Poſt über 100 Thlr. 
bezahlt worden, vielmehr bewegt ſich der Preis für feine Wollen zwiſchen 
80 und 90 Thlr., für hochfeine zwiſchen 90 und 100 Thlr. Mittelſorten, die 
den meiſten Zuſpruch erfahren, bringen nicht über 70 Thlr. ein. 

Den höchſten Preis, der diesmal überhaupt gezahlt werden wird, hat 
wohl Graf Stoſch auf Manze, denn er hat die Höhe von 120 Thlr., wie 
ich beſtimmt weiß und wofür ich einſtehen kann. Es beruht derſelbe jedoch 
auf einem früheren Abſchluſſe. n 
Heute ſcheint ſich der Verkehr mehr entfalten zu wollen, denn es ziehen 
einige Käufer ſchon jetzt ins Feld. Die Verkäufer fangen auch an ſch in 
die Umſtände zu fügen, und es wird ſicher eintreffen, was ich ſchon in mei⸗ 
nen früheren Berichten geſagt habe, d. h. der Markt wird bis heute 
Abend meiſtentheils beendigt ſein. Eine Erſcheinung auf dem dies⸗ 
jährigen Markte muß ich noch anführen und das iſt die: Wenn man die Albrechts⸗ 
ſtraße herauf auf den Ring kommt, ſo ahnt man kaum etwas vom Wollmarkte, 
weil nämlich die ſonſt an der Riemerzeile aufgerichtete Zeltreihe fehlt. Der 
Markt concentrirt ſich auf der Weſtſeite des Ringes und auf dem Blü⸗ 
cherplatze, als ſeinem eigentlichen Centralpunkte. Hie Ueberſicht wird da⸗ 
durch freilich erleichtert; dafür iſt aber auch das Zuſarnmendrängen läſtig, 
weil es viel Stöße und Püſſe abgiebt. Am bequemſten und gemüthlichſten 
iſt es noch in den Zelten. E. 


+ Breslau, 5. Juni. Das Geſchäft am 


[Wollmarkt.] 
Wollmarkt nahm heut Vormittag ſeinen ruhig fortſchreitenden und 
ſogar eher günſtigeren Verlauf, da geſtern Abend noch einzelne 
bisher zurückgebliebene Käufer eingetroffen ſind, es iſt ſomit bereits 
mehr als die Hälfte der Zufuhr in andere Hand übergegangen 
und dürfte das Groß derſelben bis gegen Abend geräumt ſein, ſo daß 
morgen nur diejenigen Verkäufer den Markt halten würden, welche 
beharrlich die Preiſe feſthalten. Ob ſich die vielſeitig gehegte Hoffnung 
einer ſchließlichen Preisbeſſerung Bahn brechen wird, bleibt mehr als 
fraglich, da ſich im Allgemeinen das Bewußtſein der gegenwärtigen 
Preisreduction bereits zu geltend gemacht hat. Die aus dem Groß: 
herzogthum zugeführten Partien find größtentheils wegen ihrer ſoli⸗ 
den Preiſe bei mittlerer Qualität geräumt, für polniſche Wolle zeigt 
ſich jedoch die Kaufluſt zurückhaltender. 


Breslauer Sternwarte. 
27 10,38 | +13,0 W. 1. Heiter. 
27 10,38 | +11,4 O. 0. Heiter. 


Telegraphiſche Cvurſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 4. Juni, Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete bei großer Ge⸗ 


4. Juni 10 U. Abds. 
5. Juni 6 U. Morg. 


ſchäftsſtille zu 70, 55, fiel dann auf 70, 40 und ſchloß träge zur Notiz. H 


Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92% eingetroffen. 
Zproz. Rente 70, 45. 4 proz. Rente 97, —. Zprz. Spanier 49%, Iproz. 
Spanier —, Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Stgats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 517. 
Credit ⸗mobilier⸗Aktien 830. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 613. Oeſterr. Credit: 


Aktien —. 
London, 4. Juni, Nachm. 3 Uhr. Conſoks 92 4. Iprz. Spanier 44. 
4 proz. Ruſſen 91, 


Mexikaner 31%, Sardinier 81 %- Sproz. Ruſſen 96. 
Trieſt, 4. Juni, Nachm. Der fällige Lloyd dampfer iſt mit der Ueber⸗ 
landspoſt aus Alexandrien eingetroffen. 
Wien, 4. Juni, Mitt. 12 Udr 30 M. An der Börfe glaubte man, daß 
i. Unterhauſe die Frage wegen der Steuererhöhung wahrſcheinlich vertagt werden 
würde. Sprz. Met. 71, 15. 4 prz. Met. —, —. Bankattien 852. Nordbahn 
212, 50. 1854er Looſe 95, —, National⸗Anleſhe 84, —. Staats⸗Eiſenb. 
Aktien⸗Cert. 264, — Creditaktien 219, 50. London 129, 50. Hamburg 
96, 75. Paris 51, 25. Gold —, —. Silber - „—. Eliſabetbahn —, —. 
Lomb. Eisenbahn 286, —. Neue Looſe 132, 80. 1860er Looſe 94, 20, 
„Frauffurt a. M., 4. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 M. Oeſterr. Effekten 
ſteigend bei nicht ſehr belebtem Geſchäft. Vollbezahlte neue Ruſſen 91%. Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigspafen⸗Bexbach 136. Wiener Wechſel 91. Darmſtädter 
Bank⸗Aktien 222. Darmft. Zettelbank 248. Sproz. Metall. 53%. 4 proz. 
Metall. 4874. 1854er Looſe 72 Oeſterr. National⸗Anleihe 64. Belterr.: 
gan Staats Eiſenb.⸗Aktien 235. Defterr. Bank⸗Antheile 765. Oeſterr. 
redit⸗Attien 198%. Neueſte öſterr. Anleihe 73. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 
121%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%. Mainz⸗Ludwigshafen Lite, A. 126%, 


Schluß⸗Courſe: 


i 2 Ubr 30 M. Belangreiche Umſatze, Schl. 
Seelen, dee e 


matt, Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 64%. Oe e 
Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 95%. Rheiniſche 93%, Nordbahn 
62%. Disconto 4—4%. Wien —, —. Petersburg —. 
Hamburg, 4. Juni. [Getreidemarkt.] Weizen loco unverändert, 
ab auswärts flau. Roggen loco flau, ab Königsberg pr. Juni 77 bezahlt 
und zu in Del loco 1 l pr. Okt. 26%. Kaffee, gute Stimmung. 
1500 Sack umgeſetzt. Zink ſtille. 

e Jun. [Baumwolle.] 10,000 Ballen Umſatz. 
Preiſe ſteigend. 5 - x 

London, 4. Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht). Getreidemarkt, 
wegen des heute ſtattfindenden Derbyrennens, geſchäftslos. Schönes Wetter. 

Amfterdam, 4. Juni. Getreidemarkt (Schluß bericht). Weizen 
5 Fl. niedriger. Roggen, loco ungedörrter 3 Fl., Termine 4 Fl. höher. 
Raps November 75%. Rüböl Herbſt 43%- 


1955 Der 


Fonds- und Geldeourse. Ba: 1. 
Freiw. Btaate-Anleinefsz uf, G. Oherschles. B.. I 3 ½ 123 bz. 
Binate-Anl. v. 1650, 524% 100 B. to 8. 15 64% 2 163%, be. 
dito 84, Bi, u 574, % ba. dito Prior A. — | 4 I — — 
4110 a A 190% br dito Prior . — 75 87% 6. 
dito 1858] 5 dito Prior G. —.—— 
Staats-Schuld-Sch. . . dito Prior D. — | 4 95½ 6. 
Präm.-Anl. von 165 dito Prior E. — 134 84%, ba. 
Borliner Stadt-Obl. » dito Prior F. — 4% 100 % G. 
Kur- u. Neumärk. « Oppeln-Tarnow. | $ | 4 43 b. 
8 dito dito Brinz-W. (St-V.)| % 4 67 bz, 
Pommersche 2 Sheinisch® ..... — [4 94% dba 
3) dito nene dito (St.) Pr. — 4e B. 
S oseneche dito Prior. — | 4 1924, 6. 
. Uto dito III. Em. | — * 89 18. 
dito nouo . &hoin-Nahebaha | — 321 4328324, bz. 
Bchlesieche „u... .] Bubrort-Orefold. | 354 3% 98 bz. 
o |Kur- u. Noumärk, | 4 Starg.-Posener . -- 3100 bz. 
2 Fommersche . Thüringor . 6% 118K 8. . 
E Posenschs Wubelms- Bahn. — | 4 189% 4 62 bz. u. G. 
3 Preussisch® ...... dito Prior . — | 4 |91% ba. 
4 Westf. u. Rhein. dito III. Em. | 4 
9 \8ächslscho .u..... dito Prior 8t.] — 14198 B. 
= (Schlesische ser... dito dito — 15 93% dz 
Lonisdor nn = 
Goldkronen . . . Preuss. und ausl. Bank-Actien. 
Ausländische Fonds. Met . 
Oesterr. Metall.. 4 456 ½ bz. u. B. Berl. K.-Vorein. PU 4116. B 
dito Eder Pr.-Anl. | A 74% B. Borl.-Hand.-Ges. 491 
dito neue 100-fl.-L. j — 66 ½% B. Berl. W.-Ored. G. 868 
dito Nat. Anleihe: 5 e 4 65%, bau d. |Braunschw.Bank| 4 4 0% B 
dito Banku. n. Whr. — 79 ba. Bremer „ 9 410% B. 
Buse,-engl, Anleiho..| 5 0 bz. Ooburg. Credit-A.| 3 4 70½ 52. 
dito B. Anlatho...| B 86 ½ G. Darmat, Zottol-B.| 84 48% G. 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 182%, G. Barmut. Credb.-A. & 4 % a 8% bz 
Poln. Pfendbriefs 44 —— — Dogg. Oreditb.-A. | — | 4 16% bz 
dito III. E.. 487 ½ ba u B. Oise, -Cm-Anthl. — 4% B 
Poln. Obi, à 500 EI. . 4 93½ B. Genf. Creditb.-A. | — 450 449 ½% 4 da 
dito à 300 Fl. . 5 14% G. Gerser Bank . . 5% 4 86% bz 
dito 200 I. . — 27% G. Hamb. Nrd. Bank) 5 4 %%% 8. 
Poln. Banknoten „...]-- 87½ bz. „ Ver. „ F 4101 6 
Kurhoes, 40 Thlr.. . 57%, etw. bz. Bannov. „ 14%, 4 99 B 
Baden 38 Fl...... .. 31 G. Leipziger „ 478 Kigkt bz. u. G. 
— FE Luzembre. „ 10 4 0% B. 
Aetlen-Course. Magd. Priv. „ 495 4% bz. 
1 70 Bar] Aen. Credit. A 6 460% ba. 
Aach.-Düsseld. 270% 1 eee NR 
Aach.-Mastricht, | 3% 7 In * N bz Pos. Prov.-Bank 780 14 90 b 25 — 
Amst.-Betterdam | 659 4 89 B. Prouso. B. Anth | 4,7, 44411224, 0. 
Berg.-Märkische | 6% 4 110% bz Schl. Bank-Ver. . $ 1 ‘5 B. 
Berlin-Anhalter .] 8½ 4 11423, ba Thüringer Bank | 2 4 86 ba. 
Borlin-Hamburtz.] 64 117% B Weimer. Bank. 4 4 06 6. 
Barl.-Potad.-Mgd.] I1 | 4 183% vn 
Berlin-Stottiner „| — | 4 120% bz Weehsel-Course. 
Broslau-Froibrg. | Ef | 4 1126 vn. Amsterdam an 10 T. 443% G. 
Oöln-Mindener ..| — 0 8 bz o des 2 M. 1% ba. 
Franz. gt.-Kisenb. — 135% 4 ½ ba. Hamburg 8 T. N 1& ba. 
Ludw.-Boxbach. | 8 41.6 8 dito 2 M. 1 & br. 
Magd.-Halberst. . 22½ 4 4 B. London K. G. 21% bz. 
Magd.-Wittenbre,] — | 4 43½ ba „ M. 50 % ba. 
Meins-Ludw. A. | 7 | 4 11254, un. Wien österr, Währ. s T. 17 % ba. 
Mecklenburger . 2½ 4 %%% bs. [dito 2 M. 7 N bz. 
Münster-Hamraer 4 4 7½ 6. Augsburg 2 H. 56. 44 bz. 
Noieso-Brieger . 3½ 4 1744, bz. Leipzig T. 9 % ©. 
Nioderschles, ...| 4 472 WER ae 2 M. 08 ½% 6. 
N. gobl.-Zweigb.] 1½ 4 721% tz Frankfurt a. M. 2 M. 6. 26 ba, 
Nocdb. (Fr.-W.) | — | 4 63% 4 ½ bz detorsbur g.. 18 W. 6½ bz. 3 M. 86 ba 
dito Prior. — 30 5 — — Warecha gag T. 57 b. | 
Oberschlee. A. .. 7% 3½/154½ à 153% bz. Brewenn T. 10% % da. 


Berlin, 4. Juni. Weizen loco 65—77 Thlr. nach Qualität, ord. 
galiz. 68 Thlr. ab Bahn bez. — Roggen loco galiz. 48% Thlr. ab 
Bahn bez. ſchwimmend 2 Ladungen 80 82pfd. mit „ — Thlr. Aufgeld 
bez., pr. Juni 49% — 50 Thlr. 95 und Br., 49% Thlr. Gld., Juni⸗Juli 
45½— 7 Thlr. bez. und Gld., 49 Thlr. Br., Juli⸗Aug. 47 / — 7 Thlr. dez, 
48 Thlr. Br., 47% Thlr. Gld. Septbr.⸗Oktbr. 47— 7 Thlr. bez. und Gld., 
48 Thlr. Br., Oktbr.⸗Novbr. 46% — 47 % Thlr. bez. — Gerſte, große und 
Heine, 34 —36 Thlr. pr. 1750 Pfd., ſchleſiſche 35 Thlr. ab Bahn bez. — 
Hafer loco 24—26 Thlr., feiner weißer ſchleſiſcher 26 Thlr. ad Bahn bez., 
Lieferung pr, Juni und Juni⸗Juli 24 7 — . Thlr. bez. Juli⸗Aug. 
24% b Thlr. bez., Septbr.⸗Oktbr. 24% Thlr. bez., Oktbr.⸗Novbr. 
24% Thlr. Br. — Erbſen, Koch⸗ und Futterwaare 47—56 Thlr. 
— NRüböl loco 13% Thlr. Br., Juni und Juni⸗Juli 13 Thlr. bez., Br. 


+ Breslag, 5. Juni. Wind: Nord⸗Oſt. Wetter: ſehr ſchön. Ther⸗ 
mometer Früh 11 Wärme, Der Gechäftsverkehr blieb auch beim heutigen 
un fehlen ul die Zufuhren waren mittelmäßig gut, nur feinſte Qua⸗ 
itäten fehlen. 

Weizen wenig beachtet; pr. 85pfd. weißer 67—81 Sgr., gelber 66— 
80 Sgr. — Roggen feinſte Sorten gefragt, geringe kaum verkäuflich; 
pr. Sapfd. 50 —53—55—58 Sgr. — Gerſte preishaltend; pr. 70pfd. 35— 


36% Sgr. — Hafer gefragter; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25—26 Sgr. — Koch⸗ 
Erbſen ohne Fe — Wicken vernachläſſigt. — Bohne 5 
Oelſaaten ohne Umſatz. — Schlaglein wenig Frage. 

Sar , Seen: St. 
Weißer Weizen 70—75—82 Erbſeen. 45—50—55 
Gelber Weizen 70—75—81 Wien 33-37-40 
Geringer u. blauſpitziger 62—68—72 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 0—55—60 Schlagleinſaat . 150180200 
Geßſte e . 34—36—39 Winterraps u — 

FEC 23—25—28 Sommerrübfen.. — 


Beachtung, 6—9—10—11—1 17 5 
16 Thlr. 5 8 


Provinzial⸗Thierſchau am 6. Juni 1862. 


Schauplatz: Roßplatz am Schießwerder. Eröffnung der Kaſſe auf dem 
Platz um 8 Uhr Morgens. — Auswahl der zu prämiirenden und der ans 
zulaufenden Thiere von 7 Uhr ab. — Vertheilung der Prämien und 
Umzug der prämiirten Thiere gegen 18 Uhr. — Demnächſt 
Verlooſung der angekauften Thiere und anderer Gegenſtände. 

— Eintrittskarten à 5 Sgr. und Tribünen ⸗Billets à 15 Sgr. werden am | 
Eingange ausgegeben. 4906] | 


24 Merinoböcke werden vom 2. Juni an im Gafl- 


bofe des Herrn Püſchel, dicht am 
Central⸗Bahnhofe, zum Verkauf aufgeſtellt ſein. Sie ſtammen aus den 
hochedlen und hochberühmten mähriſchen Heerden zu Quaſſitz, Ma: 
pagedl und Zdauneck, ſind ein und zwei Jahre alt und mit 
allen vorzüglichen Eigenſchaften begabt. Die Preiſe ſind angemeſſen 
billig. Breslau, Tauenzienplatz 10. [4711] Elsner. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau 


